
 

 

 
          
          
         
 
 

Stellungnahme der Michael Succow Stiftung zum Entwurf eines Gesetzes zur 
Stärkung der Natürlichen Infrastruktur (im Rahmen der Verbändeanhörung) 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
hiermit übersende ich Ihnen im Namen der Michael Succow Stiftung, Partner im 
Greifswald Moor Centrum, eine Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur 
Stärkung der Natürlichen Infrastruktur und zur Fortentwicklung der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung mit Bearbeitungsstand vom 02.07.2026. Wir 
bitten herzlichst um Berücksichtigung in folgenden Punkten. 
 
1. Vorbemerkung zum Verfahren  

Für die Möglichkeit, zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen 
Infrastruktur und zur Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 
Stellung nehmen zu können, bedanken wir uns, merken aber eingangs kritisch an, dass 
die dafür vorgesehene Zeit von nur 3 Werktagen (06.07.2026, 14.00 Uhr bis 
09.07.2026, 12.00 Uhr) für eine tiefgreifende juristische und fachliche Befassung mit 
dem umfangreichen Entwurf deutlich zu knapp bemessen ist. Die Aarhus-Konvention 
sieht angemessene Fristen zur effektiven Beteiligung der Öffentlichkeit vor, die die 
Bundesregierung in Zukunft beachten muss. 
 
2. Vorbemerkungen zum Entwurf des Gesetzes 

Wir begrüßen ausdrücklich, dass mit dem vorliegenden Gesetzentwurf das bereits im 
Koalitionsvertrag angekündigtes Gesetzgebungsvorhaben zur Unterstützung des 
Flächenbedarfs für naturschutzfachliche Aufwertung und die ökologische Vernetzung  
angegangen wird. Die mit dem Entwurf verbundene Anerkennung, dass natürliche 
Infrastruktur eine unverzichtbare Grundlage für gesellschaftlichen Wohlstand, 
wirtschaftliches Handeln und die Sicherung unserer Lebensgrundlagen für Mensch und 
Natur darstellt und die Bundesregierung damit einen Beitrag zu internationalen 
Verpflichtungen im Bereich Biodiversität und Klima erfüllen will, setzt ein wichtiges 
politisches Signal. 
Gleichzeitig bleibt der Entwurf in seiner derzeitigen Ausgestaltung jedoch deutlich 
hinter den damit gesetzten, wissenschaftlich begründeten Anforderungen zurück, da 
er nur geringe substanzielle rechtliche Stärkungen des Schutzes der natürlichen 
Infrastruktur enthält. Zumal der vorliegende Gesetzesentwurf in unmittelbarem 
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Zusammenhang mit dem am 26.06.2026 vom Deutschen Bundestag beschlossenen 
Infrastruktur-Zukunftsgesetz (IZG) zu verstehen ist, das eine Reihe an empfindlichen 
naturschutzfachlichen Einschränkungen nach sich zieht, die mit dem vorliegenden 
Entwurf des NatInfG keinesfalls zur übergeordneten Zielerreichung ausreichend 
aufgewogen werden. Angesichts der fortschreitenden Biodiversitäts- und Klimakrise 
sind jedoch wirksame gesetzliche Regelungen zum Schutz und zur Stärkung auch der 
natürlichen Infrastruktur und zur Erreichung der völker- und europarechtlichen 
Verpflichtungen dringend erforderlich, um den im Entwurf genannten und bereits 
erfolgten erheblichen Einschränkungen der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 
sowie weiterer naturschutzrechtlicher Standards ein angemessenes Gegengewicht 
entgegenzusetzen. 
In seiner jetzigen Fassung dient das Gesetz im Wesentlichen dazu, die 
Verursacherverantwortung für die Kompensation von Eingriffen in Natur und 
Landschaft in eine Finanzierungsverantwortung zu überführen, ohne gleichzeitig aus 
unserer Sicht tatsächlich ausreichende Voraussetzungen für eine bessere 
Flächenverfügbarkeit zugunsten von Kompensationsmaßnahmen zu schaffen. Damit 
wird ein zentrales praktisches Hindernis für die Umsetzung von Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen sowie Wiederherstellungsmaßnahmen nicht adressiert. 
 

3. Stellungnahmen zu ausgewählten Abschnitten des Gesetzentwurfes 

§ 1 BNatSchG-E: 

Die dauerhafte Sicherung der natürlichen Klimaschutzfunktion, wie nun in Abs. 1 Nr. 
2 ergänzt, wird ausdrücklich begrüßt. 
Grundsätzlich begrüßt wird die Einfügung einer Liste von Schutzgütern, die künftig im 
überragenden öffentlichen Interesse priorisiert werden sollen, um ihre 
gesamtgesellschaftliche, generationenübergreifende Bedeutung für ein gutes Leben 
zu unterstreichen und sie in besonderem Maße vor kurzfristigen Schädigungen durch 
Maßnahmen der technischen Infrastruktur zu schützen. Insbesondere die 
Aufnahmen von Mooren unterstützen wir ausdrücklich, da ihre Degradation in 
Deutschland im internationalen Maßstab besonders vorangeschritten ist und ihnen 
gleichzeitig eine überragende Bedeutung für den natürlichen Klimaschutz, aber auch 
den Biodiversitätsschutz besonders seltener, speziell angepasster Lebensräume und 
Arten zukommt. 
Wir müssen jedoch feststellen, dass die ursprünglich verfolgte Schutzwirkungen im 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens erheblich abgeschwächt wurden. Das 
überragende öffentliche Interesse ist ausschließlich für bereits jetzt streng geschützte 
Schutzgebiete (Nationalparke, Naturschutzgebiete, Biosphärenreservate) und 
natürliche, nicht entwässerte Moore vorgesehen, wobei letztere in Deutschland nur 
noch mit einem sehr geringen Flächenanteil und meist in bereits streng geschützten 
Gebieten anzutreffen sind. Damit kommt ihnen für den natürlichen Klimaschutz nur 
eine geringere Bedeutung als die Wiederherstellung von entwässerten Mooren zu. 
Die Einschränkung des überragenden öffentlichen Interesses auf Wiedervernässung 
von Moorflächen wiederum, die ausschließlich aus Mitteln des Aktionsprogramms 
Natürlicher Klimaschutz (ANK) finanziert werden, nicht jedoch für vergleichbare 
Maßnahmen aus anderen Förder- oder Finanzierungsquellen (z.B. der Länder oder 
der Europäischen Union), greift deutlich zu kurz. Das überragende öffentliche 



 

 

Interesse hängt damit von einem einzigen, keine eigene Gesetzeskraft besitzenden 
Aktionsprogramm ab, das jederzeit in der finanziellen Ausstattung gekürzt oder 
auslaufen kann, womit auch die Wirkung des überragenden öffentlichen Interesses 
für weitere Moorschutzmaßnahmen wie Wiedervernässung entfallen würde.  
Für Moorschutzmaßnahmen fehlen außerdem bislang Gewichtungs- und 
Abwägungsvorgaben, etwa in Form von Koordinations- und Prioritätsregeln, wie sie 
etwa in § 2 EEG für Anlagen der Erneuerbaren Energien vorgesehen sind. Diese sehen 
wir als notwendig für die Beschleunigung und Vereinfachung von 
Moorklimaschutzmaßnahmen an, wie Schlacke & Sauthoff 2025 in einem von uns 
beauftragten Gutachten detailiert herausgearbeitet habe: 202402_Schlacke 
_Sauthoff_Rechtsfragen der Wiedervernässung.pdf. Vor diesem Hintergrund 
empfehlen wir nachdrücklich eine Ausweitung des überragenden öffentlichen 
Interesses auf Wiedervernässung von Moorböden in Gänze und detailliertere 
Ausgestaltung.  
Hinzu kommt eine umfangreiche Liste von Ausnahmetatbeständen, die die Geltung 
des überragenden öffentlichen Interesses für die Naturgüter inklusive der Moore 
weiter einschränkt und seine praktische Wirksamkeit erheblich relativiert. So entfällt 
es automatisch bei konkurrierenden Projekten zu Verteidigung sowie auf allen 
Flächen, wo schon für andere Zwecke ein überragendes öffentliches Interesse gilt, 
z.B. in Folge des Infrastruktur-Zukunftsgesetz (IZG). Im Zweifel werden die Belange 
der Schutzgüter der natürlichen Infrastruktur daher in vielen Fällen trotz ihres Status 
im NatInfG als nachrangig behandelt. Daher empfehlen wir, diese 
Ausnahmetatbeständen zu streichen. 
 
§ 2 BNatSchG-E: 

Die vorgesehenen Änderungen werden insgesamt begrüßt. Die Bereitstellung von 
besonders geeigneten Flächen durch die öffentliche Hand sollte jedoch noch 
verbindlicher formuliert werden, um tatsächlich den internationale und 
europarechtlichen Verpflichtung Genüge tun zu können. Außerdem sollte an dieser 
Stelle ein Vorkaufsrecht für Gemeinden und Gemeindeverbände für besonders 
wertvolle Naturflächen eingefügt werden, da nur so mit öffentlichen Flächen eine 
Zielerreichung sichergestellt werden kann. 
 

§ 9 BNatSchG-E: 

Die Konkretisierung der Aufgaben und Inhalte der Landschaftsplanung durch die 
Neufassung von § 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 Buchstabe c begrüßen wir. 
Kritisch sehen wir jedoch, dass das ursprünglich zur Umsetzung angedachte 
Bundeslandschaftsprogramm nicht mehr vorgesehen ist. Als planerische Grundlage 
der natürlichen Infrastruktur sehen wir dies als geeignetes Instrument für eine 
bundesweite räumliche Steuerung und zur Schaffung von Planungssicherheit für 
Flächeneigentümer*innen und Bewirtschaftende. Die bestehenden Strukturen auf 
Landesebene wie die Landgesellschaften können diese Aufgabe nicht vollumfassend 
und länderübergreifend erfüllen. Wir empfehlen daher, die Schaffung eines 
Bundeslandschaftsprogramms wieder aufzunehmen.  
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§ 15 BNatSchG-E: 

Wir sehen die in Absatz 2a „doppelte“ Anerkennung von Ausgleich- und 
Ersatzmaßnahmen mit Maßnahmen in anderen Verpflichtungskontexten, 
insbesondere als Wiederherstellungsmaßnahmen nach dem nationalen 
Wiederherstellungs-Plan als äußerst kritisch, da hiermit das Ambitionsniveau deutlich 
sinken würde. Dieser Punkt sollte in Absatz 2a gestrichen werden. 
Die in Absatz 6b vorgesehene Erhöhung der Ersatzzahlung begrüßen wir 
grundsätzlich begrüßt, allerdings ist der hier vorgesehene Wert von 20 Prozent 
deutlich zu niedrig, um tatsächlich eine Lenkungswirkung zu entfalten. Eine 
Anhebung auf min. 30 Prozent sollte angestrebt werden.  

 
§ 16a BNatSchG-E: 

Die erstmalige Einführung von „Naturgutschriften“ begrüßen wir grundsätzlich, 
jedoch bleibt bei den Regelungen im vorliegenden Entwurf völlig unklar, wie sie sich 
diese zu den bereits bestehenden Ökokonten und -punkten verhalten und wie sie im 
Detail ausgestaltet und administriert werden sollen, um eine langfristig erhaltende 
hohe naturschutzfachliche Qualität zu gewährleisten. Dies ist dringend zeitnah in 
einer bundesweit einheitlichen Rechtsverordnung zu regeln, die auch die 
europarechtlichen Erfordernisse erfüllt. 

 
§ 20 BNatSchG-E: 

Die Erhöhung des Zielwertes des Biotopverbunds von bisher mindestens zehn auf 
mindestens 15 Prozent ist nachvollziehbar, allerdings empfehlen, diesen Wert 
angesichts der ökologischen Bedeutung, die einem länderübergreifenden 
Biotopverbund insbesondere auch durch den Klimawandel und Biodiversitätsverlust 
zukommt, auf mindestens 20 Prozent zu erhöhen. Dabei ist zu betonen, dass es 
hierbei nicht um nur Schutzgebiete im eigentlichen Sinn geht, sondern um die 
funktionelle Verknüpfung von Flächen, die ökologisch miteinander vernetzt sind, zum 
Beispiel durch Schutzgebiete, aber auch durch naturnahe Wälder, Moore, Gewässer 
und Auen, Hecken, Feldgehölze und Säume, extensiv genutztes Grünland sowie 
Trittsteinbiotope und Wanderkorridore außerhalb von Schutzgebieten. 

 
§ 20a BNatSchG-E: 

Die Einführung des Begriffs „Natürlichen Infrastruktur“ in das BNatSchG ist eines 
der Kernelement der beabsichtigen BNatSchG-Novelle, die Natur gegenüber der 
technischen Infrastruktur positioniert und ihren gesetzlichen Schutz festschreibt. In 
diesem Zusammenhang ist auch die Klarstellung in § 20a Abs. 3 S. 1 von 
entscheidender Bedeutung, weil erst dadurch eine wirkliche Stärkung der natürlichen 
Infrastruktur und die effektive Ver-wendung von Mitteln aus der Ersatzgeldzahlung 
ermöglicht wird. Der aktuell in Klammern gesetzte Satz „Die Flächen der Natürlichen 
Infrastruktur sind für künftige Maßnahmen zur Kompensation von Eingriffen in Natur 
und Landschaft, zum Einsatz natur- und landschaftsbezogener Fördermittel sowie die 
gleichzeitige Verwirklichung mehrerer Ziele oder Erfüllung mehrerer Verpflichtungen 
im Sinne des § 2 Absatz 3a besonders geeignet.“ sollte daher keinesfalls gestrichen 
werden. 



 

 

 
§ 54 BNatSchG-E: 

Der vorgesehene Erlass von allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum Zwecke der 
Standardisierung birgt ein erhebliches Risiko, dass zugunsten einer allgemeinen 
Vereinfachung fall- oder standortspezifische Merkmale nicht hinreichend gewürdigt 
werden und dies zu einer zusätzlichen Belastung von Arten oder Lebensräumen 
führt, die ohnehin bereits in einem kritischen Zustand sind. Daher ist bei der 
Erstellung allgemeiner Verwaltungsvorschriften die Berücksichtigung belastbarer 
wissenschaftlicher Erkenntnisse Grundvoraussetzung. Wenn dies nicht gewährleistet 
ist, sind Standardisierungen abzulehnen. 
 
§ 74 BNatSchG-E: 

Die Festlegung in§ 74 Abs. 7, wonach die Anforderungen des NatInfG weder auf 
bereits zugelassene Vorhaben noch auf Vorhaben, für die die Zulassung lediglich 
beantragt, aber noch nicht über den Antrag entschieden wurde, anwendbar sein 
sollen, lehnen wir ab. Dies schwächt die ohnehin schon schwachen Regelungen 
unnötig weiter ab. Der gesamte Text des in Klammern gesetzten 
Formulierungsvorschlags für § 74 Abs. 7 lehnen wir aus dem gleichen Grund ab. 
Die in Abs. 9 vorgesehene Evaluierung des Gesetzes wird abgelehnt. Es ist nicht 
nachvollziehbar, warum eine Stärkung der natürlichen Infrastruktur als Pfeiler unser 
aller Lebensgrundlage aufwändig evaluiert werden soll, während Maßnahmen zum 
beschleunigten Ausbau der Verkehrsinfrastruktur und zum damit einhergehenden 
Abbau von Umweltstandards keiner entsprechenden Evaluierung unterliegen. 
Außerdem ist völlig unklar, in welchem Zeitrahmen und vor allem nach welchen 
Kriterien eine solche Evaluierung ablaufen würde. 

 

 
4. Abschließende Bewertung:   

Wir möchten anmerken, dass zu einer effektiven Umsetzung der im vorliegenden 
Entwurf des NatInfG aufgeführten Regelungen im Sinne unserer natürlichen 
Lebensgrundlagen geeignete Strukturen und ausreichende Kapazitäten in der 
Bundesverwaltung aufgebaut und dauerhaft erhalten werden müssen, denn sonst 
laufen die Anforderungen für die wichtigen Naturflächen, den Biotopverbund und vor 
allem der effiziente Einsatz von (Ersatz-)Mitteln für deren Verbesserung ins Leere. 
Es ist abzusehen, dass es dem Gesetzentwurf nicht gelingt, die Grundidee der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung konsequent an den Ansatz der EU-
Wiederherstellungsverordnung weiterzuentwickeln. Es bleiben wesentliche Fragen zur 
Ausgestaltung und Zielrichtung des Instruments offen. Insbesondere vermissen wir 
stark die bereits vielfach diskutierte und für eine tatsächliche Umsetzung von 
Maßnahmen für den Schutz und Wiederherstellung von Natur als elementar gesehene 
Erweiterung des Vorkaufsrechts um Gemeinden und Gemeindeverbände, das auch 
an gemeinnützige Verbände abgetreten werden kann. Ein solche Vorkaufsrecht sollte 
dringend in einen finalen Entwurf des NatInfG wieder aufgenommen werden, um ihm 
ein wirksames Instrument zu Umsetzung zu geben. 
Der Konflikt zwischen kollidierenden überragenden öffentlichen Interessen wird durch 
eine Stichtagsregelung und nicht durch fachliche Abwägungskriterien zulasten des 



 

 

Naturschutzes aufgelöst. Dadurch entsteht eine Diskrepanz zwischen den Regelungen 
des Klimaschutzprogramms und dem vorgeschlagenen Gesetz. Angesichts der 
verfassungsrechtlichen Bedeutung des Klimaschutzes wirft diese Inkonsistenz nicht 
nur politische, sondern auch grundlegende rechtliche Fragen auf, die möglichst schon 
im Gesetzgebungsprozess verfassungskonform und entsprechend internationalen 
Verpflichtungen beantwortet werden sollte. 
 
 
Mit herzlichen Grüßen, 

Geschäftsführer  
Michael Succow Stiftung 
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